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B
onn boomt. Vor Jahren wurde Bonn
noch als „Bundesdorf am Rhein“
belächelt. Heute hat Bonn ein neues

eigenständiges Profil: Als Hauptsitz von Welt-
unternehmen in den Zukunftsbranchen Tele-
kommunikation und Logistik, als Zentrum
einer bedeutenden Wissenschaftsregion und als
UNO-Stadt mit vielen UN-Organisationen,
Heimat internationaler Schulen und Sitz von
Bundesbehörden. Große Firmen wie die Telekom
haben dort ihren Hauptsitz, die Deutsche Post
AG hat ihren Tower errichtet.

Die Kaufkraft in Bonn ist nach dem Weg-
zug von Bundestag, Regierung und  Bundesrat
gestiegen, die Einwohnerzahl auch. Die Immo-
bilienpreise sind nicht gefallen, Bonn hat eine
beneidenswert geringe Arbeitslosenquote. Neue
Firmen haben sich angesiedelt, neue Arbeits-
plätze sind entstanden. Im alten Regierungs-
viertel arbeiten heute mehr Menschen als einst.
Bonns Wohn- und Freizeitwert ist ein wesent-
licher Standortfaktor geworden.

Ausgleich

Etwa 1,4 Milliarden Euro erhält Bonn bis
2004 als Ausgleich für den Berlin-Umzug. Mit-
geholfen haben dabei vor allem das Bonn-
Berlin-Gesetz, das jetzt zehn Jahre alt wird, und
die damit verbundenen Ausgleichsvereinba-
rungen. Der Deutsche Bundestag hatte am 20.
Juni 1991 beschlossen, den Sitz von Parlament
und Teilen der Regierung von Bonn nach
Berlin zu verlagern. Der Landtag NRW sprach
sich vor einiger Zeit in einem Antrag dafür aus,
„dass die negativen Auswirkungen dieser
politischen Standortentscheidung auf alle
Lebensbereiche in der Stadt Bonn und in der
Region Köln, Bonn und Nachbarn aus-
zugleichen“ sei. Der Landtag NRW erwartet,
dass der Bundestag diesem selbstverständlichen
Anspruch nachkommt und die Bundes-
regierung darauf verpflichtet. Der rechtliche
Rahmen dafür ist das Bonn-Berlin-Gesetz.

Die Aufteilung der Bundesregierung auf zwei
Standorte hat sich eingespielt und funktioniert.
Vor allem die Landespolitiker aus Nordrhein-
Westfalen halten an dem Bonn-Berlin-Vertrag
fest. Verlässlichkeit und Sicherheit, dass alle
gegebenen Zusagen vom Bund für Bonn einge-
halten werden, sind jetzt nötiger denn je. Das
macht auch die Diskussion um die geplante Ver-
legung des BKA-Standortes in Meckenheim nach
Berlin deutlich. Der Landtag hat sich für den Ver-
bleib des Bundeskriminalamtes in Meckenheim
ausgesprochen. Die derzeitige Umzugsdebatte
schadet dem Geist des Bonn-Berlin-Gesetzes. SH
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